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Grundordnung 

der Hochschule für Musik Karlsruhe 

vom 17. September 2025 

 

Aufgrund von § 8 Abs. 4 Satz 1 des Gesetzes über die Hochschulen in Baden-Württemberg (Landes-

hochschulgesetz – LHG) vom 1. Januar 2005 (GBl. S 1) in der Fassung vom 1. April 2014 (GBl. S. 99), 

zuletzt geändert durch Artikel 24 des Gesetzes vom 17. Dezember 2024 (GBl. 2024 Nr. 114), hat der 

Senat der Hochschule für Musik Karlsruhe am 5. Juni 2025 die nachstehende Grundordnung beschlos-

sen. Der Hochschulrat hat am 14. Mai 2025 Stellung genommen. Das Ministerium für Wissenschaft, 

Forschung und Kunst hat mit Schreiben vom 25. Juli 2025 seine Zustimmung nach § 8 Absatz 4 Satz 2 

LHG erteilt. 

 

 

§ 1 
Zweck der Grundordnung 

Diese Grundordnung trifft die nach dem Landeshochschulgesetz von der Hochschule vorzunehmen-

den Regelungen über die strukturelle Organisation der Hochschule sowie zur Zusammensetzung und 

Arbeitsweise von Organen und Gremien. Sie konkretisiert die im Gesetz vorgesehenen Mitwirkungs-

rechte und -pflichten der Mitglieder und Angehörigen der Hochschule an der Hochschulselbstverwal-

tung. 

 

§ 2 
Mitglieder und Angehörige 

(1) Mitglieder der Hochschule sind die von § 9 Absatz 1 LHG umfassten Personen. Dabei ist hauptberuflich 

im Sinne des § 9 Absatz 1 LHG eine Tätigkeit, wenn die Arbeitszeit oder der Umfang der Dienstaufgaben 

mindestens die Hälfte der regelmäßigen Arbeitszeit umfasst oder der Hälfte des durchschnittlichen 

Umfangs der Dienstaufgaben des entsprechenden vollbeschäftigten Personals entspricht. Die Mitglie-

dergruppen nach § 10 Absatz 1 Satz 2 Nummern 3 und 4 LHG bilden eine Gruppe gemäß § 10 Absatz 1 

Satz 6 LHG.   Die in Satz 1 genannten Mitglieder der Hochschule sind aktiv und passiv wahlberechtigt; 
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sie haben das Recht und die Pflicht, an der Selbstverwaltung und der Erfüllung der Aufgaben der Hoch-

schule in Organen, Gremien und beratenden Ausschüssen mit besonderen Aufgaben mitzuwirken und 

Ämter, Funktionen und sonstige Pflichten in der Selbstverwaltung zu übernehmen, es sei denn, dass 

wichtige Gründe entgegenstehen. 

(2) Folgende Mitglieder der Hochschule sind weder aktiv noch passiv wahlberechtigt: 

1. die entpflichteten und im Ruhestand befindlichen Professorinnen und Professoren, 

2. die nach § 22 Absatz 4 Satz 2 LHG kooptierten Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer an-

derer Hochschulen,  

3. die Honorarprofessorinnen und Honorarprofessoren,  

4. die Gastprofessorinnen und Gastprofessoren,  

5. die Privatdozentinnen und Privatdozenten,  

6. die Ehrensenatorinnen und Ehrensenatoren. 

Befristet eingeschriebene Studierende, die nur während eines bestimmten Abschnitts ihres Studiums 

an der Hochschule studieren wollen, sind nicht wahlberechtigt und nicht wählbar.  

(3) Wer an der Hochschule tätig ist, ohne ihr Mitglied nach Absatz 1 zu sein, ist Angehörige oder Angehö-

riger der Hochschule. Mitglieder der Vorklassen und des PreCollege (Jungstudierende) sind Angehörige 

der Hochschule. Angehörige der Hochschule sind vorbehaltlich der Regelungen nach Absatz 4 grund-

sätzlich nicht wählbar und nicht wahlberechtigt. Sie haben das Recht, die Betriebseinrichtungen und 

sonstige Räumlichkeiten im Rahmen der Erfüllung der Aufgaben der Hochschule und unter Einhaltung 

der diesbezüglichen betrieblichen Regelungen der Hochschule zu nutzen. 

(4) Die Lehrbeauftragten der Hochschule sowie Personen, die an der Hochschule nicht hauptberuflich und 

nicht nur vorübergehend im Sinne des Absatzes § 9 Absatz 1 LHG , aber in einem Umfang tätig sind, 

der wenigstens einem Viertel der regelmäßigen Arbeitszeit oder einem Viertel des durchschnittlichen 

Umfangs der Dienstaufgaben des entsprechenden vollbeschäftigten Personals entspricht, sind Ange-

hörige der Hochschule mit aktivem Wahlrecht. Sie haben in diesem Rahmen das Recht, an der Selbst-

verwaltung der Hochschule mitzuwirken.  

 

§ 3 
Verfahren in den Gremien (mit Ausnahme des Hochschulrats) 

(1) Die Hochschule regelt das Verfahren in den Gremien per Satzung.  

(2) Rektorat und Senat geben sich eine Geschäftsordnung, die den Gang der Verfahren im Rahmen der 

gesetzlichen Vorschriften regelt. Sie kann für das jeweilige Gremium von der Satzung nach Absatz 1 

abweichende Regelungen treffen. Weitere Gremien können sich eine Geschäftsordnung nach Satz 1 

und 2 geben. 
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§ 4 
Organe 

Die Organe der Hochschule sind: 

- das Rektorat, 

- der Senat sowie 

- der Hochschulrat. 

 

§ 5 
Rektorat 

(1) Dem Rektorat gehören an: 

1. die Rektorin oder der Rektor; 

2. drei Prorektorinnen oder Prorektoren; 

3. die Kanzlerin oder der Kanzler. 

(2) Die Prorektorinnen oder Prorektoren sind nebenamtlich tätig. 

(3) Die zur Vorbereitung der Wahl eines hauptamtlichen Rektoratsmitglieds eingesetzte Findungskommis-

sion besteht einschließlich der oder des Hochschulratsvorsitzenden aus fünf Mitgliedern des Hoch-

schulrats und fünf Mitgliedern des Senats, die nicht dem Rektorat angehören, sowie beratend aus ei-

ner Vertreterin oder einem Vertreter des Wissenschaftsministeriums. Die Gleichstellungsbeauftragte 

nimmt beratend an den Sitzungen der Findungskommission teil.  

 

§ 6 
Senat 

(1) Dem Senat gehören neben den Amtsmitgliedern aufgrund von Wahlen an: 

1. elf hauptberufliche Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer; 

2. drei Vertreterinnen und Vertreter der Gruppe nach § 10 Absatz 1 Nr. 2 LHG; 

3. eine Vertreterin oder ein Vertreter der Gruppe nach § 10 Absatz 1 Nr. 5 LHG; 

4. drei Vertreterinnen und Vertreter der Gruppe nach § 2 Absatz 1 Satz 3. 

Es wird in Gruppen gewählt. Gewählt ist, wer die Mehrheit der Stimmen hat. 

(2) Die Amtszeit der nichtstudentischen Wahlmitglieder beträgt vier Jahre; die Amtszeit der studentischen 

Wahlmitglieder nach § 2 Absatz 1 Satz 3 beträgt ein Jahr. 

(3) Die Prorektorinnen und Prorektoren sind beratende Amtsmitglieder. 

(4) Sofern die Leiterinnen und Leiter der Fachgruppen und Institute nicht Wahlmitglieder des Senats sind, 

nehmen diese an den Senatssitzungen mit beratender Stimme teil. 
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(5) Die oder der Vorsitzende des Promovierendenkonvents nach § 38 Absatz 7 Satz 4 LHG nimmt an den 

Senatssitzungen mit beratender Stimme teil.  

(6) Ein Viertel der Senatsmitglieder kann in allen Angelegenheiten, die in die Zuständigkeit des Senats fal-

len, verlangen, dass das Rektorat den Senat unterrichtet. Jedes Mitglied des Senats kann schriftliche, 

elektronische oder in einer Sitzung des Senats mündliche Anfragen über einzelne Angelegenheiten, 

welche in die Zuständigkeit des Senats fallen, an das Rektorat richten. Soweit möglich sind diese inner-

halb einer Frist von 14 Tagen zu beantworten, spätestens innerhalb eines Monats nach Zugang der 

Anfrage. 

(7) Berufungsvorschläge nach § 48 Absatz 3 Satz 6 LHG bedürfen der Zustimmung des Senats. 

 

§ 7 
Hochschulrat 

(1) Der Hochschulrat besteht aus neun Mitgliedern, davon sind vier Personen Mitglieder der Hochschule. 

Die Amtszeit der Mitglieder endet nach Ablauf von drei Jahren. Die Amtszeit der internen Mitglieder 

endet ferner mit der Beendigung des Dienstverhältnisses oder der Beendigung der Mitgliedschaft in 

der Hochschule. 

(2) Der Hochschulrat wählt ein externes Mitglied zur oder zum Vorsitzenden. 

(3) Die zur Auswahl der Mitglieder des Hochschulrats zu bildende Findungskommission besteht aus vier 

Senatsmitgliedern, die nicht dem Rektorat angehören, und einer Vertreterin oder einem Vertreter des 

Wissenschaftsministeriums mit insgesamt vier Stimmen. Eine Vertreterin oder ein Vertreter des Hoch-

schulrats und die Gleichstellungsbeauftragte nehmen beratend an den Sitzungen der Findungskom-

mission teil. 

 

§ 8 
Fachgruppen 

(1) Die Hochschule bildet gemäß § 15 Absatz 3 Satz 2 LHG Fachgruppen. Die Fachgruppe berät die Organe 

der Hochschule und die Studienkommissionen in Angelegenheiten ihres Faches. Sie kann sich eine Ge-

schäftsordnung geben. Sie erörtert und koordiniert die Angelegenheiten des laufenden Lehrbetriebs 

in ihren Fächern und trifft die hierfür notwendigen Beschlüsse. Für die Umsetzung von Beschlüssen, 

die über den laufenden Lehrbetrieb hinaus reichen, sollen zwischen dem Rektorat und der Leitung der 

Fachgruppe Zielvereinbarungen abgeschlossen werden. Das Rektorat kann die Beschlussfassung im 

Einzelfall an sich ziehen, insbesondere in Personalangelegenheiten und in Angelegenheiten, die den 

Aufgabenbereich einer Fachgruppe überschreiten.  
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(2) Das künstlerische und wissenschaftliche Personal der Kunsthochschule gleicher oder verwandter Fä-

cher wird in einer Fachgruppe zusammengefasst. Die Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer sind 

den Fachgruppen nach Maßgabe ihrer Dienstaufgaben zugeordnet. Über die Zuordnung entscheidet 

das Rektorat. Hierbei soll nur aus zwingenden fachlichen Gründen vom Vorschlag der oder des Be-

troffenen abgewichen werden. Eine Doppelzugehörigkeit ist nur in Ausnahmefällen zulässig. Die Ent-

scheidung trifft das Rektorat nach Anhörung der oder des Betroffenen und der beteiligten Fachgrup-

penleitungen. 

(3) Die Mitglieder der Fachgruppe wählen aus dem Kreis des an der Hochschule hauptberuflich tätigen 

künstlerischen bzw. wissenschaftlichen Personals die Leiterin oder den Leiter der Fachgruppe und ihre 

oder seine Stellvertretung (bis zu zwei Personen). Die Amtszeit der Leiterin oder des Leiters der Fach-

gruppe und der Stellvertreterinnen oder der Stellvertreter beträgt zwei Jahre; mehrmalige Wiederwahl 

ist möglich. Die Fachgruppenleitung vertritt die Fachgruppe in anderen Gremien und teilt die Be-

schlüsse und Vorschläge der Fachgruppe dem Rektorat mit. 

(4) Fachgruppen sind: 

Fachgruppe 1 – Komposition, Musiktheorie, Musikpädagogik, Musikwissenschaft, Musikinformatik, 

Musikjournalismus; 

Fachgruppe 2 – Tasteninstrumente, Gitarre, Harfe; 

Fachgruppe 3 – Streichinstrumente; 

Fachgruppe 4 – Blasinstrumente, Schlagzeug; 

Fachgruppe 5 – Gesang, MusikTheater; 

Fachgruppe 6 – Dirigieren. 

 

§ 9 
Hochschuleinrichtungen 

(1) Hochschuleinrichtungen dienen der fächerübergreifenden Zusammenarbeit. Sie sind entweder wis-

senschaftliche bzw. künstlerische Einrichtungen oder Betriebseinrichtungen. Alle Hochschuleinrich-

tungen sind dem Rektorat zugeordnet und stehen unter dessen Verantwortung. Die Verantwortung 

umfasst auch die Dienstaufsicht. 

(2) Eine künstlerische bzw. wissenschaftliche Hochschuleinrichtung kommt dann zustande, wenn der Se-

nat deren Einrichtung beschließt. Mit der Konstituierung ist der Erlass einer Verwaltungs- und Benut-

zungsordnung verbunden, die auch die Zugehörigkeit sowie das Verfahren zur Bestellung der Leitung 

und ihrer Stellvertretung regelt. Künstlerische bzw. wissenschaftliche Hochschuleinrichtungen haben 

befristete Leitungen. Betriebseinrichtungen können eine ständige Leiterin oder einen ständigen Lei-

ter haben, die oder der vom Rektorat bestellt wird.  

(3) Es bestehen folgende künstlerische bzw. wissenschaftliche Hochschuleinrichtungen: 
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- Institut für Musikjournalismus | Kulturmediatechnologie; 

- Institut für MusikTheater; 

- Institut für Neue Musik; 

- Institut für Musikinformatik und Musikwissenschaft. 

(4) Es bestehen folgende Betriebseinrichtungen: 

- Tonstudio; 

- Studio für künstlerische Anwendung von Musik- und Medientechnologie/ComputerStudio; 

- Hochschulbibliothek; 

- Horst-Günter-Bibliothek.  

 

§ 10 
Beteiligung der Studierenden bei der Entscheidung über die Verwendung der Qualitätssicherungs-

mittel 

(1) Die Entscheidung über die Verwendung der Qualitätssicherungsmittel nach dem Qualitätssicherungs-

gesetz erfolgt unter besonderer Beteiligung der Studierenden. 

(2) Zur Vorbereitung der Entscheidung erarbeiten der Allgemeine Studierendenausschuss (AStA) und die 

Kanzlerin oder der Kanzler einen Vorschlag für das Rektorat. 

(3) Über die Verwendung der Qualitätssicherungsmittel entscheidet das Rektorat im Einvernehmen mit 

dem AStA. 

 

§ 11 
Gleichstellungsbeauftragte und Ansprechpersonen für Fragen im Zusammenhang mit sexueller Be-

lästigung und Diskriminierung 

(1) Die Amtszeit der Gleichstellungsbeauftragten und ihrer zwei Stellvertreterinnen beträgt jeweils vier 

Jahre. Mehrmalige Wiederwahl ist möglich. Die Senatskommission für Gleichstellungsfragen kann zur 

Wahl der Gleichstellungsbeauftragten Vorschläge unterbreiten. Die Gleichstellungsbeauftragte hat ein 

Vorschlagsrecht zur Wahl der Stellvertreterinnen. Die Gleichstellungsbeauftragte ist stimmberechtig-

tes Mitglied in Kommissionen, die zur Auswahl der akademischen Mitarbeitenden in den künstleri-

schen Fächern gebildet werden. § 4 Absatz 4 Satz 1, 2. Halbsatz LHG gilt insoweit entsprechend. 

(2) Das Rektorat bestellt für die Mitglieder und Angehörigen der Hochschule jeweils eine weibliche und 

eine männliche Ansprechperson für Fragen im Zusammenhang mit sexueller Belästigung sowie eine 

Ansprechperson für Antidiskriminierung. Die Amtszeit der Ansprechpersonen nach Satz 1 beträgt je-

weils vier Jahre. Mehrmalige Wiederbestellung ist möglich. Die Ansprechpersonen nach Satz 1 sollen 

dem Senat mindestens einmal jährlich in anonymisierter Form über Umfang (etwa Anzahl der an sie 
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herangetretenen Personen) und Schwerpunkt ihrer Arbeit aus dem Vorjahr berichten. Die Funktionen 

der Ansprechpersonen nach Satz 1 können miteinander verbunden werden. Ebenso möglich ist die 

Verbindung mit der Funktion anderer Beauftragter, zum Beispiel der Gleichstellungsbeauftragten; aus-

geschlossen ist eine Verbindung mit der Funktion der oder des Datenschutzbeauftragten. 

(3) Der Senat bestellt eine Ständige Senatskommission für Gleichstellungsfragen. Die Kommission ist ein 

beratender Ausschuss im Sinne des § 19 Absatz 1 Satz 5 LHG. Das Nähere ist im Statut der Ständigen 

Senatskommission für Gleichstellungsfragen geregelt.  Die Kommission ist über alle Vorgänge zu un-

terrichten, die in ihren Aufgabenbereich fallen. Soweit Rechtsvorschriften nicht entgegenstehen, er-

hält die Kommission von der Verwaltung und den Fachgruppen auf Antrag diejenigen verfügbaren sta-

tistischen und sonstigen Angaben, die für ihre Arbeit erforderlich sind. Die gesetzlichen Verschwiegen-

heitspflichten bleiben unberührt. 

 

§ 12 
Beauftragte oder Beauftragter für Studierende mit Behinderung oder einer chronischen Erkran-

kung 

(1) Das Rektorat bestellt im Benehmen mit dem AStA eine Beauftragte oder einen Beauftragten für Stu-

dierende mit Behinderung oder einer chronischen Erkrankung. Diese oder dieser trägt dafür Sorge, 

dass Studierende mit Behinderung oder einer chronischen Erkrankung in ihrem Studium nicht benach-

teiligt werden und die Angebote der Hochschule möglichst ohne fremde Hilfe in Anspruch nehmen 

können. 

(2) Aufgabe der oder des Beauftragten ist es, die Studierenden mit Behinderung und chronischer Erkran-

kung an der Hochschule zu unterstützen, damit diese ihr Studium erfolgreich gestalten und abschlie-

ßen können. Die oder der Beauftragte berät die Hochschulgremien und wirkt bei Planungen von Ge-

bäuden oder Studiengängen darauf hin, dass diese auch von Studierenden mit Behinderungen und 

chronischen Erkrankungen genutzt werden können. Ist dies nicht uneingeschränkt möglich, sollen in 

Zusammenarbeit mit dem Rektorat notwendige Maßnahmen zur Verwirklichung ihrer gleichberechtig-

ten Teilhabe am Studium getroffen werden. 

(3) Aufgaben der oder des Beauftragten der Hochschule für Studierende mit Behinderung oder einer chro-

nischen Erkrankung sind insbesondere: 

- Beratung der Studierenden mit Behinderung oder einer chronischen Erkrankung; 

- Information über einschlägige Gesetze und Verordnungen; 

- Mitwirkung bei der barrierefreien Ausstattung der studentischen Arbeitsplätze und bei baulichen 

Maßnahmen, um auf die Barrierefreiheit von Gebäuden hinzuzielen; 
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- Unterstützung der betroffenen Studierenden in Fragen des Arbeitsschutzes, der Unfallverhütung so-

wie der Gesundheitsfürsorge und Prävention in Zusammenarbeit mit dem Rektorat, Personalrat, be-

triebsärztlichen Dienst und dem Integrationsamt. 

 

§ 13 
Inkrafttreten 

Diese Grundordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Grundordnung 

vom 14. Juli 2021 in der Fassung vom 2. Mai 2024 außer Kraft. 

 

 

HOCHSCHULE FÜR MUSIK KARLSRUHE 

Karlsruhe, den 17. September 2025  

 

Prof. Dr. Matthias Wiegandt 

Rektor 

 

 


